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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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216

Gesetz
zur Förderung kommunaler Aufwendungen 

für die schulische Inklusion
Vom 9. Juli 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Förderung kommunaler Aufwendungen 

für die schulische Inklusion

§ 1
Belastungsausgleich

(1) Für wesentliche Belastungen der Gemeinden und 
Kreise als Schulträger infolge des 9. Schulrechtsände-
rungsgesetzes vom 5. November 2013 (GV. NRW. S. 618) 
gewährt ihnen das Land ab dem Schuljahr 2014/2015 
einen fi nanziellen Ausgleich.

(2) Wesentliche Belastungen im Sinne des Absatzes 1 er-
geben sich bei den Sachkosten der Schulträger im Sinne 
von § 94 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 5. November 2013 (GV. NRW. S.  618) 
geändert worden ist.

(3) Der auszugleichende Aufwand wird pauschaliert. Die 
jährliche Gesamthöhe beträgt 25 Millionen Euro. Ab-
satz 8 bleibt unberührt.

(4) Die Verteilung der Mittel erfolgt auf Basis der Schü-
lerzahl der allgemeinen Schulen der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I in Trägerschaft der einzelnen Gemein-
den und Kreise am 15. Oktober des jeweils vorletzten 
Jahres. Soweit Zweckverbände Schulträger sind, werden 
die Schülerinnen und Schüler den dem Zweckverband 
angehörenden Gemeinden entsprechend dem Anteil an 
der Umlage zugerechnet. Erfolgt die Übertragung der 
Schulträgerschaft durch öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung, werden die Schülerinnen und Schüler den beteilig-
ten Kommunen entsprechend dem in dieser Vereinbarung 
geregelten Finanzierungsanteil zugerechnet.

(5) Das für Schule zuständige Ministerium leistet den fi -
nanziellen Ausgleich für jedes Schuljahr und zahlt ihn 
jeweils spätestens am 1. Februar aus, erstmals spätestens 
am 1. Februar 2015.

(6) Das für Schule zuständige Ministerium untersucht 
gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden zum 
1. Juni 2015 für das Schuljahr 2014/2015, zum 1. August 
2016 für das Schuljahr 2015/2016 und zum 1. August 
2017 für das Schuljahr 2016/2017 auf der Grundlage 
kommunaler Angaben die Aufwendungen der Gemein-
den und Kreise und berichtet dem Landtag darüber.

(7) Das für Schule zuständige Ministerium überprüft 
den Belastungsausgleich gemäß § 4 Absatz 5 des Konne-
xitätsausführungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (GV. NRW 
S. 360), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474) geändert worden ist, auf 
der Grundlage der von den Kommunalen Spitzenverbän-
den übermittelten Angaben und beteiligt sie daran. Es 
berichtet dem Landtag über das Ergebnis.

(8) Soweit sich aus den Untersuchungen nach Absatz  6 
und der Überprüfung nach Absatz 7 ein Bedarf zur An-
passung des fi nanziellen Ausgleichs ergibt, erfolgt diese 
zum nächsten Haushaltsjahr. Das für Schule zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, den Betrag durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium festzulegen.

§ 2
Weitere Leistung des Landes

(1) Zur Förderung weiterer kommunaler Aufwendungen 
für die schulische Inklusion gewährt das Land den Ge-
meinden und Kreisen ab dem Schuljahr 2014/2015 eine 
jährliche Inklusionspauschale.

(2) Die Inklusionspauschale dient der Mitfi nanzierung 
der Unterstützung der Schulen des Gemeinsamen Ler-
nens durch nicht-lehrendes Personal der Kommunen, so-

weit diese Kosten nicht der Finanzierung individueller 
Ansprüche nach § 35a des Achten Buches Sozialgesetz-
buch und §  54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
dienen.

(3) Die jährliche Gesamthöhe beträgt 10 Millionen Euro. 
Absatz 7 bleibt unberührt.

(4) Die Leistung nach den Absätzen 1 bis 3 wird je zur 
Hälfte aufgeteilt auf

1.  die Kreise und kreisfreien Städte,

2.  die Gebietskörperschaften mit eigenem Jugendamt. 

Der Anteil dieser Gebietskörperschaften richtet sich 
nach der Wohnbevölkerung im Alter von 6 bis 18 Jahren 
am 31. Dezember des jeweils vorvorletzten Jahres. Dabei 
wird im Fall des Satzes 1 Nummer  2 die Wohnbevölke-
rung im Sinne von Satz 2 von Gemeinden ohne eigenes 
Jugendamt dem jeweiligen Kreis zugerechnet. Soweit 
Zweckverbände Schulträger sind oder die Schulträger-
schaft durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung übertra-
gen worden ist, gilt § 1 Absatz 4 Satz 2 und 3. Das für 
Schule zuständige Ministerium wird ermächtigt, mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden eine andere Aufteilung 
der Leistungen zu vereinbaren.

(5) Das für Schule zuständige Ministerium zahlt die In-
klusionspauschale für jedes Schuljahr und zahlt sie je-
weils spätestens am 1. Februar aus, erstmals spätestens 
am 1. Februar 2015.

(6) Die Landesregierung untersucht gemeinsam mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden zum 1. Juni 2015 für das 
Schuljahr 2014/2015, zum 1. August 2016 für das Schul-
jahr 2015/2016, zum 1. August 2017 für das Schuljahr 
2016/2017 und danach alle drei Jahre auf der Grundlage 
kommunaler Angaben die Entwicklung der kommunalen 
Aufwendungen für die Erfüllung individueller Ansprü-
che nach § 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch und 
§ 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Die Landes-
regierung untersucht gemeinsam mit den Kommunalen 
Spitzenverbänden zu den in Satz  1 bestimmten Zeit-
punkten die Aufteilung der Leistungen nach Absatz  4. 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag über das 
Ergebnis.

(7) Soweit sich aus den Untersuchungen nach Absatz  6 
ein Bedarf zur Anpassung der Inklusionspauschale er-
gibt, erfolgt diese zum folgenden Haushaltsjahr. Das für 
Schule zuständige Ministerium wird ermächtigt, den Be-
trag durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium festzulegen.

§ 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 9. Juli 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Für den Finanzminister 
und 

den Minister für Inneres und Kommunales

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

in eigener Ressortzuständigkeit 
und für 
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die Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport

Guntram  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2014 S. 404

2127

Gesetz 
zur Änderung des Bestattungsgesetzes

Vom 9. Juli 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Änderung des Bestattungsgesetzes

Artikel 1

Das Bestattungsgesetz vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. 
S. 313) wird wie folgt geändert:

 1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 21 ge-
strichen.

 2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Friedhofsträger dürfen sich bei Errichtung 
und Betrieb ihrer Friedhöfe Dritter bedienen. Ge-
meinden dürfen Errichtung und Betrieb von 
Friedhöfen unter den Voraussetzungen der Absät-
ze 5 oder 6 an private Rechtsträger (übernehmen-
de Stellen) im Wege der Beleihung übertragen.“

 b)   Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6 
eingefügt:

   „(5) Die Übertragung an gemeinnützige Religi-
onsgemeinschaften oder religiöse Vereine ist zu-
lässig, wenn diese den dauerhaften Betrieb si-
cherstellen können.

   (6) Friedhöfe, auf denen ausschließlich Toten-
asche im Wurzelbereich des Bewuchses ohne Be-
hältnis vergraben wird, können übertragen wer-
den, wenn diese keine friedhofstypischen 
Merkmale aufweisen, insbesondere über keine 
Gebäude, Grabmale, Grabumfassungen verfügen, 
und öffentlich zugänglich sind, öffentlich-rechtli-
che Vorschriften oder öffentliche oder private In-
teressen nicht entgegenstehen, und die Nutzungs-
dauer grundbuchrechtlich gesichert ist.“

 c)   Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7; darin wer-
den die Wörter „einem Übernehmer“ durch die 
Wörter „einer übernehmenden Stelle“ ersetzt.

 d)  Folgender Absatz 8 wird angefügt:

   „(8) Die übernehmende Stelle untersteht der 
Rechtsaufsicht des übertragenden Friedhofsträ-
gers (Aufsichtsbehörde). Die Aufsichtsbehörde er-
lässt im Einvernehmen mit der übernehmenden 
Stelle die Satzungen nach § 4. Die übernehmende 
Stelle stellt die Aufsichtsbehörde von allen An-
sprüchen Dritter wegen Schäden frei, die durch 
Ausübung der ihr übertragenen Aufgaben verur-
sacht werden. Die Vorschriften der §§ 2 und 3 be-
rechtigen und verpfl ichten auch die übernehmen-
de Stelle.“

 3.  Nach § 4 wird § 4a eingefügt: 

 „§ 4a 
 Grabsteine aus Kinderarbeit

  (1) Grabmäler und Grabeinfassungen aus Naturstein 
dürfen auf einem Friedhof nur aufgestellt werden, 
wenn

 1.   sie in Staaten gewonnen, be- und verarbeitet 
(Herstellung) worden sind, auf deren Staatsgebiet 
bei der Herstellung von Naturstein nicht gegen 

das Übereinkommen Nr.  182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Besei-
tigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
verstoßen wird, oder

 2.   durch eine Zertifi zierungsstelle bestätigt worden 
ist, dass die Herstellung ohne schlimmste Formen 
von Kinderarbeit erfolgte, und die Steine durch 
das Aufbringen eines Siegels oder in anderer Wei-
se unveränderlich als zertifi ziert gekennzeichnet 
sind.

  (2) Eine Organisation wird von dem für Eine-Welt-
Politik zuständigen Ressort (anerkennende Behörde) 
als Zertifi zierungsstelle anerkannt, wenn sie 

 1.   über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse 
verfügt, 

 2.   weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstel-
lung oder am Handel mit Steinen beteiligt ist, 

 3.   sich schriftlich verpfl ichtet, eine Bestätigung nach 
Absatz  1 Nummer  2 nur auszustellen, wenn sie 
sich zuvor über das Fehlen schlimmster Formen 
von Kinderarbeit durch unangekündigte Kontrol-
len im Herstellungsstaat, die nicht länger als 6 
Monate zurückliegen dürfen, vergewissert hat, 

 4.  ihre Tätigkeit dokumentiert. 

  Die anerkennende Behörde kann die Anerkennung 
mit Nebenbestimmungen versehen; die Gültigkeits-
dauer ist auf höchstens 5 Jahre zu befristen. 

  (3) Absatz 1 gilt nicht für Natursteine, die vor dem 1. 
Mai 2015 in das Bundesgebiet eingeführt wurden.“

 4.  § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird das Wort „Übernehmer“ durch die 
Wörter „übernehmende Stellen“ ersetzt.

 b)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Die Gemeinden nach Satz  1, die Träger und 
übernehmenden Stellen müssen auch den Tag der 
Bestattung einschließlich der genauen Bezeich-
nung der Grabstelle eintragen.“

 c)   In Satz 4 wird das Wort „Übernehmer“ durch die 
Wörter „übernehmenden Stellen“ ersetzt.

 5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird das Wort „Übernehmer“ durch die 
Wörter „übernehmende Stellen“ ersetzt.

 b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz angefügt:

   „Satz 1 gilt auch für die Überwachung der über-
nehmenden Stelle durch die Aufsichtsbehörde.“

 c)  Satz 2 (alt) wird zu Satz 3.

 6.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 3a bis 3c 
wie folgt eingefügt:

   „(3a) Zur Erprobung neuer Verfahren der Durch-
führung der Leichenschau und zur Weiterent-
wicklung ihrer Qualität 

  1.   kann in Modellvorhaben von den Regelungen 
des Absatzes 3 dahingehend abgewichen wer-
den, dass in einzelnen Regionen des Landes die 
Feststellung des Todes einerseits und die 
Durchführung der Leichenschau und die voll-
ständige Ausstellung der Todesbescheinigung 
andererseits von verschiedenen Ärztinnen und 
Ärzten durchgeführt werden, oder

  2.   können die Ergebnisse der Leichenschau nach 
Absatz 3 und der Leichenschau nach § 15 Ab-
satz  1 Satz  1 durch Stichproben überprüft 
werden.

   Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium (Ministerium) entscheidet über die Durch-
führung der Vorhaben und erstattet deren Kosten. 
Hierbei kann es die näheren Einzelheiten durch 
öffentlich-rechtlichen Vertrag regeln.

   (3b) Bei Modellvorhaben nach Absatz  3a Num-
mer  1 kann die untere Gesundheitsbehörde die 
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Durchführung der Leichenschau auf geeignete 
Dritte übertragen. Die den Tod feststellenden 
Ärztinnen und Ärzte tragen die Personaldaten der 
oder des Verstorbenen, Feststellungen zu den To-
deszeichen, zum Sterbezeitpunkt und -ort und et-
waige Warnhinweise in die Todesbescheinigung 
ein und unterrichten abschließend die für die Lei-
chenschau bestimmte Stelle über den Todesfall. 
Modellvorhaben sind zu evaluieren.

   (3c) Bei Vorhaben nach Absatz 3a Nummer 2 sind 
die durch das Ministerium bestimmten Stellen 
berechtigt, Einsicht in die Todesbescheinigung 
und in die betreffenden Krankenakten Verstorbe-
ner oder von Müttern von Totgeburten zu nehmen, 
ergänzende Auskünfte gemäß Absatz 3 Satz 4 ein-
zuholen sowie eine weitere Leichenschau durch-
zuführen. Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, dass 
die erste Leichenschau unter Verstoß gegen die 
Pfl ichten aus Absatz 3 Satz 1 durchgeführt wurde, 
ist dies der in Absatz 3 Satz 2 genannten Gesund-
heitsbehörde und der für die Berufsaufsicht zu-
ständigen Ärztekammer mitzuteilen.“

 b)  Folgender Absatz 7 wird angefügt:

   „(7) Die untere Gesundheitsbehörde kann auf 
Antrag im erforderlichen Umfang Auskünfte aus 
der Todesbescheinigung erteilen, Einsicht gewäh-
ren oder Ablichtungen davon aushändigen, wenn

  1.   die antragstellende Person ein berechtigtes In-
teresse glaubhaft macht und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Offenbarung 
schutzwürdige Belange der oder des Verstorbe-
nen oder der Hinterbliebenen beeinträchtigt 
werden, oder

  2.   die antragstellende Person die Angaben für ein 
wissenschaftliches Forschungsvorhaben benö-
tigt und

   a)  die verstorbene oder die bestattungspfl ichti-
ge Person der Datenverarbeitung zuge-
stimmt hat und durch unverzügliche Ano-
nymisierung oder Pseudonymisierung der 
Angaben sichergestellt wird, dass schutz-
würdige Belange der oder des Verstorbenen 
und der Angehörigen nicht beeinträchtigt 
werden, oder

   b)  das Ministerium festgestellt hat, dass das 
öffentliche Interesse an dem Forschungsvor-
haben das Geheimhaltungsinteresse der 
oder des Verstorbenen und der Angehörigen 
erheblich überwiegt und der Zweck der 
Forschung nicht auf andere Weise oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht 
werden kann. Sobald der Forschungszweck 
es gestattet, sind die Daten der oder des Ver-
storbenen so zu verändern, dass ein Bezug 
zur Person nicht mehr erkennbar ist.“

 7.   In § 10 Absatz 2 werden die Wörter „vom 5. Novem-
ber 1997 (BGBl. I S. 2631)“ durch die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 
2007 (BGBl.  I S. 2206), das zuletzt durch Artikel 2a 
des Gesetzes vom 19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2192) 
geändert worden ist,“ ersetzt.

 8.  § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Behältnisse zur Beisetzung von Aschen und zur 
Bestattung von Toten, deren Ausstattung und Beiga-
ben sowie Totenbekleidung müssen so beschaffen 
sein, dass ihre Verrottung und die Verwesung der To-
ten innerhalb des nach § 4 Abs. 2 festgelegten Zeit-
raumes ermöglicht wird. Maßnahmen, bei denen den 
Toten Stoffe zugeführt werden, die die Verwesung 
verhindern oder verzögern, bedürfen der Genehmi-
gung des Friedhofsträgers oder der übernehmenden 
Stelle.“

 9.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 werden die Wörter „nach §  39 des 
Personenstandsgesetzes“ durch die Wörter „der 
für den Bestattungsort zuständigen örtlichen 
Ordnungsbehörde“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Erdbestattungen dürfen frühestens vierund-
zwanzig Stunden nach Eintritt des Todes vorge-
nommen werden.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Erdbestattungen oder Einäscherungen müs-
sen innerhalb von zehn Tagen durchgeführt wer-
den. Die Totenasche ist innerhalb von sechs Wo-
chen beizusetzen. Die örtliche Ordnungsbehörde 
kann auf Antrag von hinterbliebenen Personen 
oder deren Beauftragen sowie im öffentlichen In-
teresse diese Fristen verlängern. Liegen bei einer 
Erdbestattung innerhalb der Frist nach Satz 1 die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vor, so hat 
die Bestattung unverzüglich nach deren Eintritt 
zu erfolgen.“

10.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  4 werden die Wörter „eines Überneh-
mers“ durch die Wörter „einer übernehmenden 
Stelle“ ersetzt.

 b)  Absätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst:

   „(5) Der Träger oder die übernehmende Stelle der 
Feuerbestattungsanlage hat die Zuordnung der 
Totenasche sicherzustellen. Das dauerhaft versie-
gelte Behältnis mit der Totenasche ist auf einem 
Friedhof oder auf See beizusetzen. Für die Beför-
derung zu diesem Zweck darf es den Hinter-
bliebenen oder ihren Beauftragten ausgehändigt 
werden. Sie haben dem Krematorium die ord-
nungsgemäße Beisetzung innerhalb von sechs Wo-
chen nach Aushändigung durch eine Bescheini-
gung der die Beisetzung durchführenden Stelle 
nachzuweisen. Soweit dies nicht möglich ist, kann 
der Nachweis in sonstiger geeigneter Form er-
bracht werden.

   (6) Die Asche darf auf einem vom Friedhofsträger 
festgelegten Bereich des Friedhofs verstreut oder 
ohne Behältnis vergraben werden, wenn dies 
schriftlich bestimmt ist. Soll die Totenasche auf 
einem Grundstück außerhalb eines Friedhofs ver-
streut oder ohne Behältnis vergraben werden, 
darf die Behörde dies genehmigen und durchfüh-
ren, wenn diese Art der Beisetzung schriftlich be-
stimmt und der Behörde nachgewiesen ist, dass 
der Beisetzungsort dauerhaft öffentlich zugäng-
lich ist; der Genehmigung sind Nebenbestimmun-
gen beizufügen, die die Achtung der Totenwürde 
gewährleisten.“

 c)  Absatz 7 und 8 werden aufgehoben.

 d)  Der bisherige Absatz 9 wird zu Absatz 7.

11.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Bei der Beförderung Toter oder deren Asche 
ist die Todesbescheinigung oder eine der in §  15 
Absatz  1 oder 2 aufgeführten Bescheinigungen 
mitzuführen.“

 b)   In Absatz  3 wird die Angabe „Absatz  2 Satz  2“ 
durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.

12.   In § 18 werden nach dem Wort „Aufbewahrung“ die 
Wörter „und deren Einsichtnahme“ eingefügt.

13.  § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   Die folgenden Nummern 1 und 1a werden neu 
eingefügt: 

  1.   entgegen §  4a Absatz  1 Grabmäler oder Gra-
beinfassungen aus Natursteinen ohne Zertifi -
zierung aufstellt, 

    1a. nach der Anerkennung als Zertifi zierungs-
stelle gemäß §  4a Absatz  2 die gesetzlichen 
oder von der anerkennenden Behörde durch 
Nebenbestimmung bestimmten Verpfl ichtungen 
nicht erfüllt,“.

 b)   Die laufenden Nummern 1 bis 9 werden Num-
mern 2 bis 10.
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 c)  Nummer 6 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „6. entgegen den §§  13 und 15 Tote oder deren 
Asche vor der Vorlage der in § 13 Absatz 1, § 15 
Absatz  1 oder 2 genannten Unterlagen bestattet 
oder nicht dafür Sorge trägt, dass die Erdbestat-
tung oder Einäscherung oder die Beisetzung der 
Totenasche vor Ablauf der bestimmten Fristen 
durchgeführt wird, oder die Bestattung ohne die 
erforderlichen Unterlagen auf seinem Friedhof 
zulässt,“.

 d)  Nummer 8 (neu) wird wie folgt gefasst:

   „8. entgegen § 15 Absatz 5 Satz 1 als Träger oder 
übernehmende Stelle einer Einäscherungsanlage 
die Zuordnung der Totenasche nicht sicherstellt, 
Totenasche zu nicht in §  15 Absatz  5 Satz  3 ge-
nannten Zwecken aushändigt oder entgegen § 15 
Absatz  5 oder 6 als hinterbliebene Person nicht 
dafür Sorge trägt, dass die Totenasche beigesetzt 
oder fristgerecht der Nachweis der Beisetzung er-
bracht wird,“.

 e)   In Nummer 9 (neu) werden nach dem Wort „ver-
stößt“ die Wörter „oder entgegen §  17 Absatz  2 
Satz  2 den verlangten Nachweis nicht vorlegt“ 
eingefügt.

14.  In § 19 wird Absatz 3 wie folgt gefasst: 

  „(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist die örtliche Ordnungsbehörde; im Falle von Num-
mer  1a die örtlich zuständige Bezirksregierung. 
Hat  die anerkannte Zertifi zierungsstelle ihren Sitz 
außerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen, ist die 
Bezirksregierung Düsseldorf zuständige Verwal-
tungsbehörde im Sinne des Satzes 1.“

15.  § 21 wird aufgehoben.

16.  Anlage 1 zu § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Wörter „an ……………….......………. (Todesur-
sache)“ werden gestrichen.

 b)   Nach dem  Wort „Siegel“ werden die Wörter „oder 
Arztstempel“ angefügt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung 
folgenden dritten Kalendermonats in Kraft.

Düsseldorf, den 9. Juli 2014

 
Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

und für 
den Minister für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
in eigener Ressortzuständigkeit 

und für 
den Finanzminister, 

den Minister für Inneres und Kommunales 
und den Justizminister

Garrelt  D u i n

 
Der Minister 

für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

 Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2014 S. 405
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Verordnung 
über die Gleichwertigkeit von Bildungsnachweisen 
mit der Hochschulreife und der Fachhochschulreife

(Gleichwertigkeitsverordnung – GlVO)
Vom 8. Juli 2014

Auf Grund des § 49 Absatz 4 des Hochschulgesetzes vom 
31. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  474) und des §  41 Ab-
satz  2 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S.  195) wird im Einvernehmen mit dem für 
die Hochschulen zuständigen Ministerium verordnet:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Geltungsbereich, Regelungsinhalt

Abschnitt 2
Hochschulreife und Fachhochschulreife

§ 2  Hochschulreife

§ 3  Fachhochschulreife

§ 4   Schulischer und praktischer Teil der Fachhoch-
schulreife

Abschnitt 3
Hochschulzugang auf Grund eines abgeschlossenen 

oder begonnenen Hochschulstudiums

§ 5  Hochschulabschlüsse

§ 6  Fortsetzung eines Hochschulstudiums 

Abschnitt 4
Ausländische schulische und hochschulische 

Bildungsnachweise

§ 7  Grundsätze

§ 8  Direkter Hochschulzugang

§ 9  Indirekter Hochschulzugang, Feststellungsprüfung

Abschnitt 5
Zuständigkeiten, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 10  Zuständigkeiten

§ 11  Übergangsregelungen

§ 12  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich, Regelungsinhalt

Diese Verordnung regelt die Gleichwertigkeit von Bil-
dungsnachweisen mit der Hochschulreife und der Fach-
hochschulreife als Qualifi kation zur Aufnahme eines 
Studiums an einer Hochschule in der Trägerschaft des 
Landes Nordrhein-Westfalen oder einer Hochschule des 
Landes, den Hochschulzugang auf Grund von ausländi-
schen Bildungsnachweisen sowie den Hochschulzugang 
auf Grund eines Hochschulstudiums.
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Abschnitt 2
Hochschulreife und Fachhochschulreife

§ 2
Hochschulreife

(1) In Nordrhein-Westfalen erworbene Zeugnisse der 
Hochschulreife sind

1.   das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife einer 
Schule, das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife 
des Oberstufen-Kollegs an der Universität Bielefeld, 
das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife nach Ab-
legen der Abiturprüfung für Externe, das Zeugnis der 
allgemeinen Hochschulreife nach Ablegen der Abitur-
prüfung an einer Waldorfschule und das Zeugnis der 
allgemeinen Hochschulreife nach Ablegen der Prü-
fung für den Hochschulzugang von besonders befä-
higten Berufstätigen,

2.   das Zeugnis der fachgebundenen Hochschulreife in 
Verbindung mit dem Zeugnis über die bestandene Er-
gänzungsprüfung zur Erlangung der allgemeinen 
Hochschulreife und

3.   das Zeugnis der fachgebundenen Hochschulreife eines 
Berufskollegs mit der dort festgelegten Studienbe-
rechtigung.

(2) Zeugnissen gemäß Absatz 1 gleichgestellte Bildungs-
nachweise sind

1.   die in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land erworbenen Zeugnisse der allgemeinen Hoch-
schulreife, die den Vereinbarungen der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland (Kultusministerkonferenz) 
entsprechen, einschließlich der Zeugnisse der allge-
meinen Hochschulreife nach Ablegen einer Externen-
prüfung und Zeugnisse der allgemeinen Hochschul-
reife nach Ablegen der Abiturprüfung an einer 
Waldorfschule und

2.   die an deutschen Schulen im Ausland erworbenen 
Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife, die den 
Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz entspre-
chen.

§ 3
Fachhochschulreife

(1) In Nordrhein-Westfalen erworbene Zeugnisse der 
Fachhochschulreife sind

1.   das Zeugnis der Fachhochschulreife eines Berufskol-
legs und

2.   das Zeugnis der Fachhochschulreife nach Ablegen der 
Externenprüfung für einen Bildungsgang des Berufs-
kollegs.

Zeugnisse gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 3 sind uneinge-
schränkt der Fachhochschulreife gleichwertig.

(2) Zeugnissen gemäß Absatz 1 gleichgestellte Bildungs-
nachweise sind

1.   die in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land erworbenen Zeugnisse der Fachhochschulreife, 
die den Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz 
oder einer Vereinbarung über die Anerkennung der 
Fachhochschulreife für das Land Nordrhein-Westfa-
len mit einem anderen Land der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechen und

2.   die an deutschen Schulen im Ausland erworbenen 
Zeugnisse der Fachhochschulreife, die den Vereinba-
rungen der Kultusministerkonferenz entsprechen oder 
die vom für Schulen zuständigen Ministerium aner-
kannt wurden.

§ 4
Schulischer und praktischer Teil der Fachhochschulreife

Der Fachhochschulreife gleichwertige Bildungsnach-
weise sind

1.   das am Berufskolleg erworbene Zeugnis der Fach-
hochschulreife (schulischer Teil) der zweijährigen und 
der dreijährigen Berufsfachschule gemäß §  22 Ab-

satz  5 Nummer  2 des Schulgesetzes NRW in Verbin-
dung mit einer abgeschlossenen mindestens zweijäh-
rigen Berufsausbildung nach Bundes- oder 
Landesrecht oder einem einschlägigen halbjährigen 
Praktikum nach der Praktikum-Ausbildungsordnung 
oder einer mindestens zweijährigen Berufstätigkeit,

2.   das am Ende der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe oder des Berufl ichen Gymnasiums an einer 
Schule in Nordrhein-Westfalen oder einem anderen 
Land in der Bundesrepublik Deutschland erworbene 
Zeugnis der Fachhochschulreife (schulischer Teil) in 
Verbindung mit einer abgeschlossenen mindestens 
zweijährigen Berufsausbildung nach Bundes- oder 
Landesrecht,

3.   in Verbindung mit einer abgeschlossenen Berufsaus-
bildung nach Bundes- oder Landesrecht oder einem 
einjährigen gelenkten Praktikum gemäß Praktikum-
Ausbildungsordnung

 a)   das in der Qualifi kationsphase der gymnasialen 
Oberstufe oder des Berufl ichen Gymnasiums an 
einer Schule in Nordrhein-Westfalen oder einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland er-
worbene Zeugnis der Fachhochschulreife (schuli-
scher Teil),

 b)   das an einer Waldorfschule in Nordrhein-Westfa-
len nach Nichtbestehen der Abiturprüfung erwor-
bene Zeugnis der Fachhochschulreife (schulischer 
Teil),

 c)   das am Eichendorff-Kolleg erworbene Zeugnis der 
Fachhochschulreife (schulischer Teil),

 d)   das am Oberstufen-Kolleg an der Universität Bie-
lefeld erworbene Zeugnis der Fachhochschulreife 
(schulischer Teil),

 e)   das nach Nichtbestehen der Abiturprüfung für Ex-
terne erworbene Zeugnis der Fachhochschulreife 
(schulischer Teil),

 f)   das Zeugnis der Fachhochschulreife (schulischer 
Teil) einer deutschen Schule im Ausland, das einer 
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz ent-
spricht oder das vom für Schulen zuständigen Mi-
nisterium anerkannt wurde und

 g)   das Zeugnis der Fachhochschulreife (schulischer 
Teil), das gemäß einer Vereinbarung der Kultusmi-
nisterkonferenz in einem anderen Land der Bun-
desrepublik Deutschland erworben wurde,

4.   in Verbindung mit einer abgeschlossenen Berufsaus-
bildung nach Bundes- oder Landesrecht oder einer 
mindestens zweijährigen Berufstätigkeit oder einem 
einjährigen gelenkten Praktikum gemäß Praktikum-
Ausbildungsordnung

 a)   das in Nordrhein-Westfalen erworbene Zeugnis 
der Fachhochschulreife (schulischer Teil) des Wei-
terbildungskollegs (Abendgymnasium und Kolleg) 
und

 b)   das in einem anderen Land der Bundesrepublik 
Deutschland erworbene Zeugnis der Fachhoch-
schulreife (schulischer Teil) eines Abendgymnasi-
ums oder eines Kollegs, soweit es den Vereinbarun-
gen der Kultusministerkonferenz zur Gestaltung 
der Abendgymnasien und der Kollegs entspricht.

  Zeugnisse der Fachhochschulreife (schulischer Teil) 
nach Nummer  2 und Nummer  3 Buchstabe a und b 
müssen vor der Erfüllung der weiteren Bedingungen 
erworben worden sein; dies gilt nicht für doppeltqua-
lifi zierende Bildungsgänge.

Abschnitt 3
Hochschulzugang auf Grund eines abgeschlossenen 

oder begonnenen Hochschulstudiums

§ 5
Hochschulabschlüsse

Dem Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife gleichwer-
tige Bildungsnachweise sind
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1.   das Zeugnis einer staatlichen Abschlussprüfung oder 
einer Hochschulabschlussprüfung an einer Universi-
tät, das nach einer Regelstudienzeit von mindestens 
sechs Semestern erworben wurde,

2.   das Zeugnis einer staatlichen Abschlussprüfung oder 
einer Hochschulabschlussprüfung an einer Fachhoch-
schule, das nach einer Regelstudienzeit von mindes-
tens sechs Semestern erworben wurde,

3.   das Zeugnis einer kirchlichen Abschlussprüfung an 
einer Hochschule, das nach einer Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern erworben wurde,

4.   das Zeugnis einer Hochschulabschlussprüfung an 
einer Kunsthochschule, das nach einer Regelstudien-
zeit von mindestens sechs Semestern erworben wurde 
und

5.   das Zeugnis einer Laufbahnprüfung von Absolventin-
nen und Absolventen einer Fachhochschule für den 
öffentlichen Dienst des Bundes oder eines Landes, das 
nach einem Studium mit einer Regelstudienzeit von 
mindestens drei Jahren mit einem mindestens acht-
zehnmonatigen fachwissenschaftlichen Studienanteil 
erworben wurde.

§ 6
Fortsetzung eines Hochschulstudiums

(1) Studierende eines Bachelorstudiengangs, die keine 
Qualifi kation für das Studium an einer Hochschule in 
Nordrhein-Westfalen haben, jedoch an einer Hochschule 
in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland 
studieren, erwerben nach vier Semestern die Berechti-
gung, ihr Studium in demselben Studiengang unter Bei-
behaltung der Studienfächer, des angestrebten Abschlus-
ses und der Hochschulart an einer Hochschule 
fortzusetzen, wenn pro Semester durchschnittlich min-
destens 20 Leistungspunkte nach dem Europäischen 
Credit-Transfer-System (ECTS) nachgewiesen werden; 
dies gilt auch für die Fortsetzung des Studiums in einem 
verwandten Studiengang.

(2) Absatz  1 gilt auch für Studierende eines Studien-
gangs, der mit einer sonstigen hochschulischen, staatli-
chen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossen wird, wenn 
mindestens zwei Drittel erfolgreiche Studien- und Prü-
fungsleistungen nachgewiesen werden, die in der jeweili-
gen Studien- und Prüfungsordnung innerhalb der absol-
vierten Semester vorgesehen sind.

(3) Absatz 1 gilt auch für Studierende eines Diplomstu-
diengangs an einer Hochschule in einem anderen Land 
der Bundesrepublik Deutschland, die eine Diplom-Vor-
prüfung oder Zwischenprüfung bestanden haben, deren 
Ablegung Voraussetzung für die Fortsetzung des Studi-
ums ist, sowie für Studierende eines Studiengangs, der 
mit einer sonstigen hochschulischen, staatlichen oder 
kirchlichen Prüfung abgeschlossen wird, wenn die der 
Diplomvorprüfung oder Zwischenprüfung entspre-
chende Prüfung bestanden wurde.

(4) Die Hochschule regelt durch Ordnung die Anpassung 
der Erfordernisse nach den Absätzen 1 und 2 für Studie-
rende, die wegen einer Behinderung oder einer chroni-
schen Erkrankung Nachteilsausgleiche mit studienzeit-
verlängernder Wirkung in Anspruch nehmen.

Abschnitt 4
Ausländische schulische und hochschulische 

Bildungsnachweise

§ 7
Grundsätze

(1) Ausländische Bildungsnachweise ermöglichen, soweit 
die Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusminis-
terkonferenz dies vorsehen, den direkten oder indirekten 
Hochschulzugang. Bildungsnachweise, die zum direkten 
Hochschulzugang berechtigen, sind der Hochschulreife 
gleichwertig. Bildungsnachweise, die indirekt zum Hoch-
schulzugang berechtigen, ermöglichen in Verbindung mit 
einer Feststellungsprüfung oder erfolgreichen Studien-
zeiten im Herkunftsland die Studienaufnahme.

(2) Soweit die ausländische Hochschulzugangsberechti-
gung zur Aufnahme des Studiums auf bestimmte Studi-
engänge an Universitäten und Kunsthochschulen einge-
schränkt wird, gilt diese Beschränkung auch für 
entsprechende Studiengänge an Fachhochschulen.

(3) Die Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für aus-
ländisches Bildungswesen sind für Nordrhein-Westfalen 
verbindlich, soweit das für Schulen zuständige Ministe-
rium im Einzelfall nichts anderes bestimmt. 

§ 8
Direkter Hochschulzugang

(1) Ausländische Bildungsnachweise sind einer Hoch-
schulreife gemäß §§ 2, 3 gleichwertig, wenn sie

1.  zur Studienaufnahme im Herkunftsland und

2.   nach den Bewertungsvorschlägen der Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen zum direkten Hoch-
schulzugang 

berechtigen. Berechtigt der ausländische Bildungsnach-
weis im Herkunftsland zur Studienaufnahme in be-
stimmten Fächern, ist er der fachgebundenen Hochschul-
reife gleichwertig und berechtigt zum Studium in 
fachlich entsprechenden und verwandten Studiengän-
gen. 

(2) Ein Sekundarschulabschluss einer ausländischen 
Schule in der Bundesrepublik Deutschland ist einer 
Hochschulreife gemäß §§  2, 3 gleichwertig und berech-
tigt direkt zum Hochschulzugang, wenn er

1.  in dem Staat, dessen Bildungssystem die Schule re-
präsentiert, nachweislich dieselbe Berechtigung wie 
der Abschluss der in diesem Staat gelegenen Schulen 
verleiht (allgemeiner oder fachgebundener Hoch-
schulzugang) und

2.   nach den Bewertungsvorschlägen der Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen zum direkten Hoch-
schulzugang berechtigt.

§ 9
Indirekter Hochschulzugang, Feststellungsprüfung

Ausländische Bildungsnachweise sind einer Hochschul-
reife gemäß §§ 2, 3 gleichwertig, wenn sie

1. zur Studienaufnahme im Herkunftsland berechtigen,

2. nach den Bewertungsvorschlägen der Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen zum indirekten Hoch-
schulzugang berechtigen und 

3. die Prüfung nach der Feststellungsprüfungsordnung 
Hochschule bestanden wurde. Der Nachweis erfolgrei-
cher Studienzeiten im Ausland kann die vorgenannte 
Prüfung ersetzen. Das Studium kann in diesem Fall im 
gleichen Studiengang fortgesetzt oder in fachlich ent-
sprechenden sowie verwandten Studienfächern aufge-
nommen werden.

Abschnitt 5
Zuständigkeiten, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 10
Zuständigkeiten

(1) Bei Zweifeln über die Gültigkeit von Zeugnissen 
schulischer Abschlüsse, die in Nordrhein-Westfalen er-
worben wurden, entscheidet die örtlich zuständige obere 
Schulaufsichtsbehörde, in deren Bereich die Qualifi ka-
tion erworben wurde. Die Anerkennung von Zeugnissen 
der Fachhochschulreife aus anderen Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland richtet sich nach der Zustän-
digkeitsverordnung Schulaufsicht. Die Gleichwertigkeit 
ausländischer Bildungsnachweise deutscher Staatsange-
höriger mit der Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife stellt die Bezirksregierung Düsseldorf als Zentrale 
Zeugnisanerkennungsstelle für das Land Nordrhein-
Westfalen fest. 

(2) Über den Hochschulzugang ausländischer Staatsan-
gehöriger auf Grund ausländischer Bildungsnachweise 
und über die Festsetzung einer Gesamtnote, soweit dies 
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für die Aufnahme des angestrebten Studiums erforder-
lich ist, entscheidet die Hochschule auf der Grundlage 
der Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für auslän-
disches Bildungswesen.

(3) Über den Hochschulzugang auf Grund hochschuli-
scher Vorbildung entscheidet die Hochschule.

§ 11
Übergangsregelungen

Nachweise der Hochschulreife und der Fachhochschul-
reife, die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung in 
Nordrhein-Westfalen gültig waren, gelten weiterhin als 
Nachweise der Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife im Sinne dieser Verordnung. Soweit es sich dabei 
um den Nachweis des schulischen Teils der Fachhoch-
schulreife handelt, können die weiteren Voraussetzungen 
auch nach Inkrafttreten dieser Verordnung erfüllt wer-
den.

§ 12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2014 in Kraft.

(2) Zum selben Zeitpunkt treten außer Kraft:

1.   die Qualifi kationsverordnung vom 22. Juni 1983 (GV. 
NRW. S. 260);

2.   die Qualifi kationsverordnung Fachhochschule vom 20. 
Juni 2002 GV. NRW. S. 312);

3.   die Qualifi kationsverordnung über ausländische Vor-
bildungsnachweise vom 22. Juni 1983 (GV. NRW. 
S. 261);

4.   die Verordnung über die Gleichwertigkeit ausländi-
scher Vorbildungsnachweise mit dem Zeugnis der 
Fachhochschulreife vom 28. Juni 1984 (GV. NRW. 
S. 411).

(3) Bestimmungen in Hochschulordnungen, die auf der 
Grundlage der in Absatz 2 genannten Verordnungen er-
lassen worden sind, gelten fort. Widersprechen sie dieser 
Verordnung, treten sie außer Kraft. Sind nach dieser 
 Verordnung ausfüllende Bestimmungen der Hochschule 
notwendig, sind die Hochschulordnungen unverzüglich 
dieser Verordnung anzupassen. Soweit nach dieser Ver-
ordnung ausfüllende Bestimmungen der Hochschule not-
wendig sind, aber nicht getroffen werden, kann das für 
die Hochschulen zuständige Ministerium nach Anhörung 
der Hochschule entsprechende Bestimmungen erlassen.

Düsseldorf, den 8. Juli 2014

 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2014 S. 407
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Satzung 
zur Erhebung einer Bedarfsumlage durch den 
Landschaftsverband Rheinland zum Ausgleich 

der sich für die Abrechnungsjahre 2009 bis 2011 
ergebenden Belastungen aus dem Einheits-

lastenabrechnungsgesetz NRW,
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Einheitslastenabrechnungsgesetzes
Vom 27. Juni 2014

Auf Grund der §§  6 Absatz  1, 7 Absatz  1 Buchstabe d 
und 23 der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  657), von denen 
§ 23 zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Okto-

ber 2012 (GV. NRW. S. 474) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit § 10a des Einheitslastenabrechnungsgeset-
zes NRW vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S.  127), der 
durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. S.  724) 
eingefügt worden ist, hat die Landschaftsversammlung 
mit Beschluss vom 8. April 2014 folgende Satzung zur 
Erhebung einer Bedarfsumlage erlassen:

§ 1

1.   Der Umlagesatz der von allen Kreisen und kreisfreien 
Städten im Rheinland sowie der StädteRegion Aachen 
zu zahlenden Bedarfsumlage wird auf 

 0,1264 Prozent – Punkte 
 der Umlagegrundlagen festgesetzt.

2.   Die Umlagegrundlagen ergeben sich aus dem Gemein-
defi nanzierungsgesetz 2014 und den Abrechnungsbe-
trägen der umlagezahlenden Kommunen nach Maß-
gabe des Gesetzes zur Änderung des Einheitslastenab-
rechnungsgesetzes vom 3. Dezember 2013.

3.   Die Bedarfsumlage ist bis zum Ende des Monats zu 
zahlen, der auf das Inkrafttreten dieser Satzung am 
Tag nach ihrer Bekanntmachung erfolgt. 

Köln, den 8. April 2014

 
Prof. Dr.  W i l h e l m

Vorsitzender der
Landschaftsversammlung Rheinland

L u b e k

Direktorin des
Landschaftsverbandes Rheinland

als Schriftführerin der Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung zur Erhebung einer Be-
darfsumlage wird gemäß § 6 Absatz 2 der Landschafts-
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657) in der zurzeit gelten-
den Fassung öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß §  23 Absatz  2 der Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 80 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  666), die zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S.  878) geändert worden ist, wurde die von der Land-
schaftsversammlung Rheinland am 8. April 2014 be-
schlossene Satzung zur Erhebung einer Bedarfsumlage 
dem Ministerium für Inneres und Kommunales des Lan-
des Nordrhein-Westfalen mit Bericht vom 17. April 2014 
vorgelegt. Das Ministerium für Inneres und Kommunales 
hat den Beschluss der Landschaftsversammlung Rhein-
land über die Satzung zur Erhebung einer Bedarfsum-
lage mit Erlass vom 18. Juni 2014 zur Kenntnis genom-
men und den Umlagesatz gemäß §  22 Absatz  2 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen genehmigt.

Die Satzung zur Erhebung einer Bedarfsumlage wird 
gemäß § 80 Absatz 6 in Verbindung mit § 96 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
von montags bis freitags jeweils von 9.00 Uhr bis 12.00 
Uhr und von 13.30 Uhr bis 15.00 Uhr im Landeshaus, 
Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln, Zimmer F 220, zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 6 Absatz 3 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,
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c)   die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 27. Juni 2014

 
Direktorin des

Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– GV. NRW. 2014 S. 410

7123

Verordnung
über die Durchführung und die Abschlussprüfung 

für den Ausbildungsberuf zur Kauffrau 
für Büromanagement / zum Kaufmann 

für Büromanagement 
im Lande Nordrhein-Westfalen 
 – Fachrichtungen Landes- und 

Kommunalverwaltung –
(Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

Büromanagement)
Vom 10. Juli 2014

Auf Grund des § 9, des 47 Absatz 1 Satz 1 und des § 79 
Absatz  4 Satz  1 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. 
März 2005 (BGBl.  I S.  931) in Verbindung mit §  6 Ab-
satz  1 Nummer  15 Buchstabe a und Nummer  15 a der 
Verordnung über die Zuständigkeiten nach dem Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) und die Angelegenheiten der Be-
rufsbildung im Rahmen der Handwerksordnung (HwO) 
sowie die Zuständigkeiten nach dem Berufsqualifi kati-
onsfeststellungsgesetz (BQFG) vom 5. September 2006 
(GV. NRW. S. 446), von denen § 6 Absatz 1 Nummer 15 
Buchstabe a zuletzt durch Verordnung vom 4. Juli 2014 
(GV. NRW. S.  400) geändert worden und §  6 Absatz  1 
Nummer  15a durch Verordnung vom 4. Juli 2014 (GV. 
NRW. S. 400) eingefügt worden ist, verordnet das Minis-
terium für Inneres und Kommunales:

Teil 1
Allgemeines

§ 1 
Geltungsbereich, Ausbildungsbehörden

(1) Diese Verordnung gilt für die Berufsausbildung im 
Bereich des öffentlichen Dienstes durch die Behörden 
und Einrichtungen des Landes und für die Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie für die der Aufsicht des 
Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit. 

(2) Diese Verordnung fi ndet keine Anwendung auf Aus-
bildungsbetriebe, die in privatrechtlicher Organisations-
form geführt werden. 

Teil 2
Ausbildung

§ 2 
Durchführung der Berufsausbildung

(1) Die Festlegung, welche Wahlqualifi kationen nach § 4 
Absatz  1 Nummer  2 in Verbindung mit Absatz  3 der 
 Büromanagementkaufl eute-Ausbildungsverordnung vom 
11. Dezember 2013 (BGBl.  I S. 4125) in der jeweils gel-
tenden Fassung in welcher Kombination angeboten wer-
den, obliegt der ausbildenden Behörde. Diese hat sicher-

zustellen, dass der oder die Auszubildende während der 
praktischen Ausbildung mit Vorgängen befasst werden 
kann, die den gewählten Wahlqualifi kationen entspre-
chen.

(2) Die örtliche und sachliche Zuständigkeit für die 
dienstbegleitende Unterweisung im Sinne des §  5 Ab-
satz  4 Büromanagementkaufl eute-Ausbildungsverord-
nung liegen für die Fachrichtung Landesverwaltung 
beim Institut für Öffentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen, für   die Fachrichtung Kommunalverwaltung 
beim jeweils zuständigen Studieninstitut für kommunale 
Verwaltung. Soweit erforderlich, kann die Durchführung 
der dienstbegleitenden Unterweisung im gegenseitigen 
Einvernehmen vom Institut für Öffentliche Verwaltung 
Nordrhein-Westfalen auf die Studieninstitute für kom-
munale Verwaltung, von den Studieninstituten für kom-
munale Verwaltung auf das Institut für Öffentliche 
 Verwaltung Nordrhein-Westfalen oder vom örtlich zu-
ständigen auf ein anderes Studieninstitut übertragen 
werden,

(3) Soweit die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkei-
ten nicht in vollem Umfang durch die Ausbildungsbe-
hörde vermittelt werden können, erfolgt die praktische 
Ausbildung für die Dauer der Vermittlung dieser Kennt-
nisse und Fähigkeiten bei einer anderen geeigneten Be-
hörde oder einem geeigneten Unternehmen.

Teil 3
Zwischenprüfung

§ 3 
Aussetzung

Eine Zwischenprüfung gemäß § 6 Büromanagementkauf-
leute-Ausbildungsverordnung wird gemäß §  1 Absatz  2 
der Verordnung über die Erprobung abweichender Aus-
bildungs- und Prüfungsbestimmungen in der Büroma-
nagementkaufl eute-Verordnung vom 11. Dezember 2013 
(BGBl.  I, S.  4141) für den Zeitraum bis 31. Juli 2020 
nicht durchgeführt.

Teil 4
Vorbereitung der Prüfung

§ 4
Prüfungstermine, Aufgabenstellung

(1)  Das Landesprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen, 
innerhalb der Fachrichtung Kommunalverwaltung das 
zuständige Studieninstitut, setzt die Prüfungstermine 
fest. 

(2) Die Aufgaben für die Abschlussprüfung bestimmt in-
nerhalb der Fachrichtung Landesverwaltung das Lan-
desprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen, innerhalb 
der Fachrichtung Kommunalverwaltung das zuständige 
Studieninstitut. Für den Prüfungsbereich Fachaufgabe in 
der Wahlqualifi kation bestimmt die ausbildende Behörde 
die Variante gemäß § 7 Absatz 4 Nummer 3 a und b Bü-
romanagementkaufl eute-Ausbildungsverordnung. 

(3) Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
richtet sich nach §  40 Berufsbildungsgesetz vom 23. 
März 2005 (BGBl. I S. 931) in der jeweils geltenden Fas-
sung.   Als Lehrkräfte im Sinne dieser Vorschrift gelten 
auch Lehrkräfte des Studieninstituts.

§ 5
Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entschei-
det gemäß § 46 Berufsbildungsgesetz in der jeweils gel-
tenden Fassung die nach § 6 Absatz 1 Nummer 15a der 
Verordnung über die Zuständigkeiten nach dem Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) und die Angelegenheiten der Be-
rufsbildung im Rahmen der Handwerksordnung (HwO) 
sowie die Zuständigkeiten nach dem Berufsqualifi kati-
onsfeststellungsgesetz (BQFG) vom 5. September 2006 
(GV. NRW. S.  446), die zuletzt durch Verordnung vom 
4.  Juli 2014 (GV. NRW. S. 400) geändert worden ist, zu-
ständige Stelle nach Maßgabe des § 43 Berufsbildungs-
gesetz.
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§ 11
Ordnungswidriges Verhalten

(1) Als Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens, na-
mentlich eines Täuschungsversuchs, des Besitzes oder 
der Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel sowie er-
heblicher Störungen der Ordnung, können je nach Grad 
der Verfehlung ausgesprochen werden:

1.   dem Prüfl ing kann die Wiederholung einzelner oder 
mehrerer Prüfungsleistungen aufgegeben werden;

2.   Prüfungsleistungen, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht, können für „ungenügend“ (0 Punkte) er-
klärt werden;

 oder

3.   die Prüfung kann insgesamt für nicht bestanden er-
klärt werden. In diesem Fall fi ndet § 18 Absatz 2 keine 
Anwendung.

Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss.

(2) Einen Prüfl ing, der sich bei der Anfertigung einer 
schriftlichen Arbeit ordnungswidrig verhält, kann die 
Aufsichtsführung von der Fortsetzung dieser Arbeit aus-
schließen. Unternimmt der Prüfl ing bei der Anfertigung 
einer schriftlichen Arbeit eine Täuschung oder einen 
Täuschungsversuch, so hat die Aufsichtsführung dies in 
der Niederschrift zu vermerken und die nach §  5 Ab-
satz 1 zuständige Stelle unverzüglich zu unterrichten.

(3) Auch nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses 
kann der Prüfungsausschuss die Prüfung für nicht be-
standen erklären, jedoch nur innerhalb einer Frist von 
einem Jahr seit dem Tage der praktischen Prüfung.

(4) Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach 
Absatz 1 und 3 ist der Prüfl ing zu hören.

§ 12
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur bis zu Beginn 
der Prüfung und durch schriftliche Erklärung möglich. 

(2) Versäumt der Prüfl ing einen Prüfungstermin aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, so werden bereits 
erbrachte selbstständige Prüfungsleistungen anerkannt. 
Selbstständige Prüfungsleistungen sind solche, die the-
matisch klar abgrenzbar und nicht auf eine andere Prü-
fungsleistung bezogen sind sowie eigenständig betrach-
tet werden.

(3) Der Grund für das Versäumen ist unverzüglich mit-
zuteilen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes erforderlich. 

(4) Nimmt der Prüfl ing an der Prüfung oder einzelnen 
Prüfungsleistungen aus Gründen, die er zu vertreten hat, 
nicht teil, wird die Prüfung beziehungsweise die Prü-
fungsleistung mit 0 Punkten bewertet. 

Teil 6
Bewertung, Feststellung und Beurkundung 

des Prüfungsergebnisses

§ 13
Bewertungsschlüssel

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

sehr gut (1) = 14 oder 15 Punkte 
–  eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre-

chende Leistung

gut (2) = 11, 12 oder 13 Punkte
–  eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung

befriedigend (3) = 8, 9 oder 10 Punkte
–  eine den Anforderungen im Allgemeinen entspre-

chende Leistung

ausreichend (4) = 5, 6 oder 7 Punkte
–  eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Gan-

zen den Anforderungen noch entspricht

mangelhaft (5) = 2, 3 oder 4 Punkte
–  eine Leistung die den Anforderungen nicht entspricht, 

jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prü-
fungsbewerberinnen und -bewerbern spätestens zehn 
Tage vor dem Prüfungstag schriftlich mitzuteilen. Er-
folgt die Zulassung, sind in der Mitteilung Prüfungstag, 
Prüfungsort, die Themenschwerpunkte der schriftlichen 
Prüfung und die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel an-
zugeben. Eine Ablehnung der Zulassung ist schriftlich zu 
begründen.

(3) Für die Zulassung in besonderen Fällen gelten die Vo-
raussetzungen des §  45 Berufsbildungsgesetz in der je-
weils geltenden Fassung.

Teil 5
Durchführung der Prüfung

§ 6
Gliederung der Prüfung

Die Gliederung der Prüfung richtet sich nach § 6 und § 7 
der Büromanagementkaufl eute-Ausbildungsverordnung 
in Verbindung mit §§ 2 bis 4 der Verordnung über die Er-
probung abweichender Ausbildungs- und Prüfungsbe-
stimmungen in der Berufsausbildung zum Kaufmann für 
Büromanagement / zur Kauffrau für Büromanagement 
vom 11. Dezember 2013.

§ 7
Besondere Verhältnisse behinderter Menschen

Im Prüfungsverfahren sind für schwerbehinderte und 
ihnen gleichgestellte behinderte Menschen die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen auf Antrag zu 
gewähren. Die Entscheidung trifft die nach § 5 Absatz 1 
zuständige Stelle; dabei dürfen die fachlichen Anforde-
rungen nicht geringer bemessen werden.

§ 8
Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Der Prüfungsaus-
schuss kann nach Anhörung des Prüfl ings anderen Per-
sonen, bei denen ein dienstliches Interesse vorliegt, die 
Teilnahme an der Prüfung gestatten. An der Beratung 
über das Prüfungsergebnis dürfen neben der nach §  5 
Absatz 1 zuständigen Stelle nur die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses teilnehmen. 

§ 9
Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des nach §  41 Ab-
satz 1 Berufsbildungsgesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung gewählten Vorsitzes vom gesamten Prüfungsaus-
schuss abgenommen.

(2) Die für die Durchführung der Abschlussprüfung 
nach § 5 Absatz 1 zuständige Stelle regelt die Aufsichts-
führung. Diese soll sicherstellen, dass die Prüfungsleis-
tungen selbstständig und nur mit den erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmitteln durchgeführt werden.

(3) Schriftliche Prüfungsaufgaben sind getrennt in ver-
schlossenen Umschlägen aufzubewahren und erst an den 
Prüfungstagen in Gegenwart der Kandidatinnen und 
Kandidaten zu öffnen. Bei jeder Aufgabe sind die Zeit, in 
der sie zu lösen ist, und die Hilfsmittel, die benutzt wer-
den dürfen, anzugeben. Die schriftlichen Arbeiten dürfen 
keinen Hinweis auf den Prüfl ing enthalten.

(4) Über den Verlauf der schriftlichen Prüfung ist jeweils 
eine Niederschrift (Anlage 1) zu fertigen und von der 
Aufsichtsführung beziehungsweise vom Vorsitz des Prü-
fungsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 10
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des Vorsitzes oder 
der Aufsichtsführung über ihre Person auszuweisen. Sie 
sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, 
die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmittel, die Folgen von ordnungswidrigem Ver-
halten (§ 11), Rücktritt und Nichtteilnahme zu belehren.
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kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in abseh-
barer Zeit behoben werden könnten

ungenügend (6) = 0 Punkte oder 1 Punkt
–  eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 

bei der selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben wer-
den könnten.

(2) Die Punktwerte für die Gesamtnote der Abschluss-
prüfung und für die einzelnen Prüfungsbereiche sind 
rechnerisch zu ermitteln. Die Gesamtpunktzahl wird 
gemäß § 7 Absatz 2 Büromanagementkaufl eute- Ausbil-
dungsverordnung ermittelt, indem die Punktzahlen der 
Bewertung im Prüfungsbereich „informationstechni-
sches Büromanagement“ mit 25, im Prüfungsbereich 
„Kundenbeziehungsprozesse“ mit 30, bei der „Fachauf-
gabe in der Wahlqualifi kation“ mit 35 und im Prüfungs-
bereich „Wirtschafts- und Sozialkunde“ mit 10 verviel-
fältigt und sodann die Summe durch 100 geteilt wird. 
Alle Punktwerte sind jeweils ohne Rundung bis zur 
zweiten Dezimalstelle zu errechnen. Dem ermittelten 
Punktwert entsprechen die folgenden Noten:

13,50 bis 15,00  
= sehr gut

10,50 bis 13,49  
= gut

7,50 bis 10,49  
= befriedigend

5,00 bis 7,49  
= ausreichend

1,50 bis 4,99  
= mangelhaft

0,00 bis 1,49  
= ungenügend.

§ 14
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede Prüfungsarbeit ist von zwei durch den Vorsitz 
des Prüfungsausschusses zu bestimmenden Mitgliedern 
zu bewerten. Diese Befugnis kann der Studienleitung der 
nach § 5 Absatz 1 zuständigen Stelle übertragen werden. 
An die Stelle eines der beiden Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses kann auch eine Fachlehrerin oder ein Fach-
lehrer der nach §  5 Absatz  1 zuständigen Stelle treten, 
die oder der nicht Mitglied des Prüfungsausschusses ist. 
Bei der Bewertung ist die Richtigkeit der Lösung, die Be-
gründung, die Gliederung der Arbeit, sowie die sprachli-
che Darstellung zu berücksichtigen.

(2) Nach Bewertung stehen die Prüfungsarbeiten allen 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses in den Geschäfts-
räumen der zuständigen Stelle zur Einsichtnahme zur 
Verfügung. Jedes Mitglied ist berechtigt, eine von dem 
Bewertungsvorschlag des Gutachters oder Mitgutachters 
abweichende Beurteilung mit Begründung schriftlich zu 
vermerken.

(3) Bei abweichenden Bewertungen entscheidet der Prü-
fungsausschuss endgültig.

(4) Erst nach endgültiger Bewertung sämtlicher Arbei-
ten ist die Anonymität aufzuheben (§ 9 Absatz 3 Satz 3).

(5) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten einschließlich der 
Gutachten der Prüferinnen und Prüfer sind fünf Jahre, 
das Prüfungszeugnis und die Prüfungsniederschrift sind 
fünfzig Jahre aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem 
Ablauf des Jahres, in dem die Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses an den Prüfl ing erfolgt. Im Falle einer 
Wiederholungsprüfung ist für den Fristbeginn der Tag 
der Bekanntgabe des Ergebnisses der letzten Prüfung 
maßgebend.

§ 15
Mitteilung über Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Über jeden Prüfl ing ist eine Prüfungsniederschrift zu 
erstellen (Anlage 2). 

(2) Dem Prüfl ing ist das Gesamtergebnis der Prüfung 
unmittelbar nach seiner Feststellung schriftlich mitzu-
teilen. 

(3) Der Ausbildungsstelle werden die Ergebnisse der Ab-
schlussprüfung übermittelt. 

(4) Der Prüfl ing kann nach Abschluss des Prüfungsver-
fahrens innerhalb eines Jahres Einsicht in seine Prü-
fungsarbeiten und ihre Bewertung nehmen. 

§ 16
Prüfungszeugnis

(1) Über das Ergebnis der bestandenen Prüfung erhält 
der Prüfl ing ein Zeugnis (Anlage 3) mit folgendem In-
halt: 

–  die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach § 37 Absatz 2 
Berufsbildungsgesetz“ in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

–  die Personalien des Prüfl ings (Name, Vorname, Ge-
burtsdatum, Geburtsort) 

–  die Ausbildungsstelle

–  die Bezeichnung des Ausbildungsberufs und der Fach-
richtung

–  die Gesamtpunktzahl 

–  das Datum des Bestehens der Prüfung und 

–  die Unterschrift des Vorsitzes des Prüfungsausschusses 
mit Siegel 

(2) Der Prüfl ing erhält außerdem eine Bescheinigung mit 
den Ergebnissen der einzelnen Prüfungsleistungen (An-
lage 4).

§ 17
Bescheid über nicht bestandene Prüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhalten der Prüfl ing 
und seine gesetzlichen Vertreter einen schriftlichen Be-
scheid. 

(2) Auf die besonderen Bestimmungen der Wiederho-
lungsprüfung gemäß § 18 ist hinzuweisen. 

Teil 7
Wiederholungsprüfung

§ 18
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann inner-
halb eines Jahres zweimal wiederholt werden. §  5 gilt 
entsprechend. Von der Jahresfrist in Satz 1 kann die zu-
ständige Stelle in begründeten Fällen abweichen.

(2) In der Wiederholungsprüfung ist der Prüfl ing auf An-
trag von der Prüfung in einzelnen Bereichen zu befreien, 
wenn seine Leistungen in diesen Prüfungsbereichen bei 
der zurückliegenden Prüfung mit mindestens „ausrei-
chend“ bewertet wurden.

Teil 8
Schlussbestimmungen

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung

(1)     Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft. 

(2) Die Ausbildung und Prüfung der vor dem 1. August 
2014 eingestellten Auszubildenden richtet sich nach den 
bisherigen Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften.

Düsseldorf, den 10. Juli 2014

 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r
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Anlage 1
Niederschrift 

über den Verlauf der schriftlichen Abschlussprüfung 
für den Ausbildungsberuf 

Kauffrau für  
Büromanagement /  

Kaufmann für Büromanagement 
im Lande Nordrhein-Westfalen  

 
 

- Fachrichtung ……………………- 
 
 
 

Im………………….……………., Raum…………………..  
 
am......................................................................... in der Zeit von ........................... bis .............................. 
 
Prüfungsarbeit aus dem Fach: …………………………………………………………………………………….. 
 
Die Aufsicht wurde von dem/der Unterzeichnenden ausgeübt. 
Folgende Prüflinge waren anwesend: siehe Seite 2  
 
Vor Beginn der Prüfung wurde den Anwesenden das erforderliche Schreibpapier ausgehändigt. Der 
verschlossene Briefumschlag mit der Prüfungsarbeit wurde in Anwesenheit der Prüflinge geöffnet. 
Jedem Prüfling wurde ein Abdruck der Prüfungsaufgaben übergeben. 
 
Folgende Hilfsmittel waren erlaubt: siehe Anlage 
 
Die Prüflinge wurden auf die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen nach § 11 
APO Büromanagement hingewiesen. 
 
Unregelmäßigkeiten: 
 
 
 
 
Während der für die Arbeit festgesetzten Zeit haben den Prüfungsraum verlassen 
(Name, Dauer der Abwesenheit): siehe Seite 2 
 
 
Der Zeitpunkt der Abgabe wurde auf jeder Arbeit vermerkt. 
 
Die abgegebenen Prüfungsarbeiten habe ich in einem Umschlag verschlossen weitergeleitet an: 
 
....................................................................................................................................................................... 
 
Ich versichere pflichtgemäß, dass – außer den angegebenen – keine Unregelmäßigkeiten festgestellt 
worden sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
....................................., den .......................                      
 
                                                                                                ..................................................................... 

                                                                                            (Unterschrift der/des Aufsichtsführenden) 
 
 
 

Anlage 1
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Anlage 1
 
 
 
 
Anwesenheit: 
 
  anwesend Name Verlassen des 

Raums von - bis 

1.    

2.    

3.    

4.    

5.    

6.    

7.    

8.    

9.    

10.    

11.    

12.    

13.    

14.    

15.    

16.    

17.    

18.    

19.    

20.    
 

Anlage 1
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Anlage 2
Prüfungsniederschrift 

 
Vor- und Zuname  
Geburtsdatum/-ort  
Ausbildungsbehörde  
 
hat sich der vorgeschriebenen Abschlussprüfung gemäß der Verordnung über die Durchführung 
und die Abschlussprüfung für den Ausbildungsberuf zur Kauffrau für Büromanagement / zum 
Kaufmann für Büromanagement im Lande Nordrhein-Westfalen - Fachrichtungen Landes- und 
Kommunalverwaltung - (APO Büromanagement) vom 10. Juli 2014 i.V.m. der Verordnung über die 
Berufsausbildung  zum Kaufmann für Büromanagement / zur Kauffrau für Büromanagement 
(Büromanagementkaufleute-Ausbildungsverordnung - BüroMKfAusbV) vom 11. Dezember 2013 
(BGBl. I S. 4125) unterzogen. 
 
 
Dem Prüfungsausschuss gehörten an: 

Vorsitzender 
   Beisitzer 
  Beisitzer 
  Beisitzer 
  Beisitzer  
  Beisitzer 
 

 
Die beiliegende Bescheinigung, aus dem die Einzelleistungen des Prüflings hervorgehen, ist 
Bestandteil dieser Niederschrift 
 
Als Gesamtergebnis der Prüfung wurde die Note              festgesetzt. 
 

Bemerkungen: 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

 

Beim Bestehen der Prüfung 

Das Prüfungsergebnis ist dem Prüfling bekanntgegeben worden. Das Prüfungszeugnis 
wurde ihm ausgehändigt.  
 
Das Prüfungszeugnis wird dem Prüfling über die Ausbildungsstelle übersandt. 

 

Beim Nichtbestehen der Prüfung 

   Dem Prüfling wurde bekanntgegeben, dass die Prüfung frühestens in _____ Monaten 
wiederholt werden kann, und dass er die schriftliche Prüfung in den folgenden 
Prüfungsfächern nicht zu wiederholen braucht, wenn er es beantragt. 

 

            
.  
 
 
   

…………….., den                                    

           Der Prüfungsausschuss beim 

                          ……………………………..  

Anlage 2
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Anlage 3

.…………… 

 
 
 

PRÜFUNGSZEUGNIS 
nach § 37 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

 

Anrede, Vorname, Name 
geboren am (Datum) in (Ort) 

(Ausbildungsstelle)  
 

hat am (Datum) die  

Abschlussprüfung  
für den Ausbildungsberuf 

 

Kauffrau für Büromanagement /  
Kaufmann für Büromanagement 

-(Fachrichtung) - 
 

gemäß der Verordnung über die Durchführung und die Abschlussprüfung für den  

Ausbildungsberuf zur Kauffrau für Büromanagement / zum Kaufmann für 

Büromanagement im Lande Nordrhein-Westfalen  - Fachrichtungen Landes- und 

Kommunalverwaltung - (Ausbildungs- und Prüfungsordnung Büromanagement) vom 

10. Juli 2014 i.V.m. der Verordnung über die Berufsausbildung  zum Kaufmann für 

Büromanagement / zur Kauffrau für Büromanagement (Büromanagementkaufleute-

Ausbildungsverordnung) vom 11. Dezember 2013, vor dem nach § 39 BBiG 

eingesetzten Prüfungsausschuss  

 

mit dem Gesamtergebnis            

bestanden.     

 

(Ort), den  

                   Der/Die Vorsitzende 

             des Prüfungsausschusses 

 

Anlage 3
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Anlage 4
Bescheinigung zur Prüfungsniederschrift 

 

Vor- und Zuname  
Geburtsdatum/-ort  
Ausbildungsstelle  
    

 

Leistungsbewertungen 

in der schriftlichen Prüfung 

aus dem Prüfungsbereich Punktzahl Punktzahl 

Informationstechnisches Büromanagement X 25  
Kundenbeziehungsprozesse X 30  
Wirtschafts- und Sozialkunde X 10  

                       Gesamt (Summe)  

 

in der praktischen Prüfung 

aus dem Prüfungsbereich  

Fachaufgabe in der Wahlqualifikation                                        X 35  

 

 

Gesamtergebnis gem. § 13 Abs. 2 APO Büromanagement 
(Summe der Punktzahlen der schriftlichen und praktischen Prüfung) 

  

Gesamtpunktzahl  :100   

 

Die Gesamtpunktzahl entspricht gemäß § 13 Abs. 2 APO Büromanagement der Note  
         
 
 

 

 

            

 

                  Rechnerisch richtig      Notenabgrenzung: 
         13,50 bis 15,00 = sehr gut 
         10,50 bis 13,49 = gut 
               7,50 bis 10,49 = befriedigend 
           5,00 bis   7,49 = ausreichend 
           1,50 bis   4,99 = mangelhaft 
           0,00 bis   1,49 = ungenügend 

 

– GV. NRW. 2014 S. 411

Anlage 4
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